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Die Studie „Bioökonomie für den Klima- und Ressourcenschutz – Regu-

lative Handlungskorridore“ gibt einen Überblick, wie sich einflussreiche 

Akteure zu Problemen und Zielkonflikten in der Bioökonomie positionie-

ren. Der Autor schlägt  konkrete Handlungsmöglichkeiten vor, wie dem 

Rückgang der Biodiversität, dem Klimawandel sowie dem 

Bevölkerungswachstum angesichts des wachsenden Bedarfs an Biomasse 

begegnet werden kann. 

Der Begriff Bioökonomie umfasst komplexe Themenfelder. Häufig wird 

nur die Bioenergie betrachtet, da die Biomassenutzung in Deutschland 

sowie weltweit den größten Anteil an Erneuerbaren Energien hat. Diese 

wichtige Rolle wird die Biomassenutzung wahrscheinlich auch in Zukunft 

einnehmen. Deshalb sind konkret zur Biomassenutzung folgende Fragen 

zu klären:  

• In welchem Rahmen ist die Biomassenutzung unverzichtbar und 

wo kann sie ersetzt werden?  

• Wie und in welchem Umfang kann die Biomassenutzung scha-

den?  

• Welche Gefahren bestehen, dass sich Klimaziele und andere 

weltweit wichtige Schutzziele wie die Rettung der schwindenden 

Biodiversität gegenseitig aushebeln? 
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In der Studie werden folgende 
Fragestellungen diskutiert: 
Welche Probleme  durch die 
Bioökonomie? Welche Positio-
nen, Strategien und Lösungs-
ansätze gibt es? Wie kann man 
einen Wandel gestalten?  
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• Was könnten konkrete Handlungsanleitungen für eine Harmoni-

sierung dieser Zielkonflikte sein? 

Unumstritten spart die Nutzung von Biomasse im Vergleich zu fossilen 

Energieträgern Treibhausgasemissionen (THG) ein. Die Konflikte um die 

begrenzte Landverfügbarkeit zeigen jedoch, wie wichtig eine  integrierte 

Steuerung der Erneuerbaren Energien ist.  

Kontroverse Lösungsansätze 
Die meisten Analysen sind sich in der Wahrnehmung der Zielkonflikte 

einig. Die konkreten Handlungsoptionen und Umsetzungsempfehlungen 

driften jedoch weit auseinander.  

So sieht die Europäische Kommission die Lösung der Zielkonflikte für 

die Landnutzung im Bereich von Forschung und Innovation. Auch die 

deutsche Bundesregierung zeigt Bestrebungen, das Konfliktpotential 

miteinander zu vereinbaren. So soll laut „Nationale Forschungsstrategie 

2030“ die weltweite Ernährung durch moderne und nachhaltige Landwirt-

schaft gesichert werden. Nicht verzehrbare und damit nicht in Konkurrenz 

zur Ernährung stehende Rohstoffe aus dem Abfall- und Reststoffsektor 

können als Energieträger verwendet werden. Konkrete regulatorische 

Vorschläge zur Umsetzung fehlen jedoch in der Forschungsstrategie.  

Eindeutigere Aussagen können aus den Berichten des Sachverständigen-

rats für Umweltfragen (SRU) von 2007/2011 gezogen werden. Dieser 

schlägt die Begrenzung der Biomassenutzung auf Sektoren vor, in denen 

die Biomassenutzung unverzichtbar ist. In der Studie des wissenschaftli-

chen Beirats der Bundesregierung „Globale Umweltveränderungen“ 

(WBGU) von 2009/2011 wird der Aspekt des respektvollen Konsums 

sowie der Effizienzsteigerung eingebracht.  

In vielen Bereichen kann Bio-
masse substituiert werden. 
Andere Sektoren sind aber auf 
die Biomassenutzung angewie-
sen. Fatal wäre eine ungeregel-
te Biomassenutzung zu Lasten 
von kohlenstoffspeichernden 
Ökosystemen.  
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Verschiedene Instrumente wie ordnungsrechtliche Maßnahmen oder öko-

nomische Regulierungen werden vorgeschlagen, um Landnutzungsände-

rungen zu begrenzen. Die Biokraftstoffquote ist zu reduzieren, da die 

Bioenergienutzung in anderen Bereichen effizienter ist. Außerdem sollte 

im Mobilitätssektor die Elektro- und Gasmobilität schnellstmöglich ein-

geführt sowie die Nutzung von Brennstoffzellenfahrzeugen unterstützt 

werden. Konträr kommt eine Studie im Auftrag von Shell (2012) zu dem 

Ergebnis, dass auf längere Sicht die Nutzung von Biokraftstoffen nur im 

Verkehrssektor in Frage kommt. 

Der Bioökonomierat, das Expertengremium der Bundesregierung für die 

„Nationale Forschungsstrategie Bioökonomie 2030“, spricht sich für eine 

sektorübergreifende Etablierung einer biobasierten Wirtschaft aus. Der 

Rat sieht in diesem Bereich große Chancen und Möglichkeiten. Konkrete 

Lösungsansätze fehlen jedoch. Ihrer Einschätzung nach müssten die Vor-

teile wie Speicher- und Regelfähigkeit der Biomassenutzung im Strom-

sektor stärker zum Tragen kommen. Die Nationale Akademie der Wis-

senschaften Leopoldina (2012/2013) schätzt die Entwicklung der Bio-

ökonomie negativ ein und betont die absehbaren Konflikte.  

Die in der Studie verwendeten Quellen legen ein breites Spektrum an 

Empfehlungen dar. Sie widersprechen sich teilweise in ihren Voraussagen 

und Einschätzungen. Aufgrund der großen Schwankung an grundlegen-

den Daten und Ergebnissen sind Aussagen und Zukunftsempfehlungen 

schwer zu konkretisieren.                                                                                                                 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass sich mit den ausgewerteten 

Quellen durchaus die Zielkonflikte analysieren lassen, die Positionen je-

doch keine konsistenten Regulierungen vorschlagen.  

Hier sieht der Autor eine Lücke, die rasch geschlossen werden sollte. Da-

zu ist eine Diskussion über den Umgang mit Zielkonflikten und der Ge-

staltung des Prozesses unabdingbar. 

Der WGBU fordert einen kon-
trollierten Zuwachs der Bio-
energie, unter der Vorausset-
zung, dass dieser nicht auf 
Kosten anderer wichtiger 
Nachhaltigkeitsziele geht.  

Die wachsende Weltbevölke-
rung  einhergehend mit der 
Angleichung vieler Länder an 
den europäischen Lebensstan-
dard überfordert jegliche Kapa-
zitäten. 

Viele Studien und Papiere 
fokussieren sich auf konkrete 
Technologieempfehlungen, 
welche politische Regulationen 
jedoch nicht ersetzen können.  
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Vorschläge für eine Governance der  
Bioökonomie 
Aufgrund der technischen Weiterentwicklungen und fehlenden Ökobilan-

zen kann nicht voraus gesagt werden, auf welche technologische Optio-

nen gesetzt werden sollte.  

Zielkonflikte in der Bioökonomie können harmonisiert bzw. gemindert 

werden, wenn folgende Parameter beachtet werden:                                                                                             

1. Festsetzung von Entwicklungszielen: 

• Die Bioökonomie soll den Hunger in der Welt nicht vergrö-

ßern, ihn eher verringern helfen. 

• Die Bioökonomie soll maßgeblich zum Klima- und Ressour-

censchutz beitragen. 

• Die Bioökonomie soll nicht zur weiteren Beeinträchtigung der 

Biodiversität führen. 

• Der Bioökonomiesektor soll: sich wirtschaftlich positiv entwi-

ckeln; Unternehmen sollen Gewinne machen und dazu beitra-

gen, dass Arbeitsplätze geschaffen werden sowie qualitativ 

hochwertige Produkte entstehen.  

 

2. Regulatorische Handlungsmöglichkeiten auf globaler Ebene:  

• Stärkung des Emissionshandels als marktwirtschaftliches In-

strument auf internationaler Ebene, jedoch unter verbesserten 

und erweiterten Umständen, wie das aktuelle Emission-

Trading-System (ETS) unter Einbeziehung des Agrarsektors.  

• Flächenbezogene Erfassung von THG-Emissionen und somit 

eine ökonomische Steuerung der Landnutzung zu Gunsten von 

Klima- und Biodiversitätsschutz. 

• Verstärkung der Landnutzungsplanung als planungsrechtliches 

Instrument. 

Die Fixierung einer Obergrenze 
der Biomassefläche wird unter 
Fachleuten kontrovers disku-
tiert. Der Autor empfiehlt eine 
„Fahrt auf Sicht“. Der Schutz 
der Biodiversität soll durch 
gezielte Steuerung vorerst 
ohne Flächenoberbegrenzung 
geregelt werden. Diese kann 
jedoch bei aufkommenden 
Fehlentwicklungen angepasst, 
also gedeckelt, werden.  
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• Kohlenstoffreiche Flächen/Biotope durch finanzielle Anreize 

schaffen (REDD+ oder PES). 

• Einrichtung eines zeitlich begrenzten, internationalen Interven-

tionsfonds, um Preiseinbrüche in ausgewählten Ländern ab-

zumildern und die lokale Landwirtschaft zu fördern 

• Höhere Transparenz an den Märkten, um Agrarpreise zu stabi-

lisieren, sowie eine strenge Reglementierung für Finanzpro-

dukte, die auf Agrarrohstoffen basieren 

 

3. Mögliche Instrumente für die EU und Deutschland:  

• verbindliche THG-Ziele. 

• Reduzieren der Komplexität auf Sektorziele. 

• Langsam ansteigende, technologieoffene Netto-THG-Quoten 

in Einzelsektoren (Mobilität, Strom, Wärme etc.). 

• Abschaffung der Subventionierung der Fleischproduktion. 

• Kaskadennutzung von Biomasse im Mobilitätssektor (vorher 

Stoffnutzung) wird bezüglich der THG-Quoten doppelt ange-

rechnet. Falls es zu Verknappung im Nahrungsmittelsektor 

kommt, soll die THG-Quotenerfüllung bezüglich der Biomas-

senutzung zeitweise ausgesetzt werden. 

• Anerkennung der Quotenerfüllung nur bei Biomasse aus Län-

dern, die jährlich ihre Klimaschutzanstrengungen nach 

UNFCCC-Methodik berichten. 

• Ermittlung eines nationalen LUC-Faktors (Land-Use-Change-

Factor) aus den nationalen LULUCF-Werten, sowie Anrech-

nung der durch Biomasse entstandenen THG-Emissionen bei 

der Berechnung  der netto-THG-Einsparung. 

• Erweiterung der Zertifizierungspflicht auf alle Agrarsektoren. 

Bindung der privilegierten Biomasseverbrennung im europäi-

schen ETS auch für gasförmige und feste Biomasse an eine er-

folgreiche Zertifizierung sowie eine Überwachung eben dieser. 

Entwicklung eines GIS gestützten 
globalen Landnutzungskatasters 
inklusive Auskunft bezüglich der 
Produktionsfläche von jedem im-
portierten Energieträger. 

Im Wärme- und Stromsektor (Grund-
last) wird ab 2020 Biomassenutzung 
zur Erfüllung der THG-Quoten nicht 
mehr anerkannt. Im Stromsektor wird 
Regelenergie nur noch aus EE-
Quellen akzeptiert (Biomasse, Was-
serkraft, sonstige Speichertechnolo-
gien). 
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Weiterer Forschungsbedarf:  

Die Studie schafft Ansätze und Diskussionsgrundlagen. Viele For-

schungsfragen sind noch unbeantwortet und Neue entstanden. Anknüp-

fungspunkte für eine Anschlussstudie könnten Fragen zur Zuständigkeit 

von Beteiligten sein.  

Abkürzungsverzeichnis 
EE Erneuerbare Energien 
  
THG Treibhausgas 

 
REDD+ Reducing Emissions from Deforestation and Forest Degradation (REDD); REDD+ 

sind erweiterte Maßnahmen des REDD-Ansatzes 
 

PES Payment for Environmental Services, dt. Zahlungen für Ökosystem-
Dienstleistungen 
 

UNFCCC United Nations Framework Convention on Climate Change, ein Zusammenschluss 
verschiedener Länder, um den Klimawandel und dessen Folgen zu begrenzen 
 

LULUCF Land us,land use change and forestry, im Rahmen des Kyoto-Protokoll zusammen-
gefasste Maßnahmen im Bereich der Landnutzung und Forstwirtschaft 
 

ETS Emission-Trading-System, Instrument der EU-Klimapolitik, mit dem Ziel, Emissio-
nen zu senken 
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Einbezug des Agrarsektors: 
Ein mögliches Instrument mit 
großer Wirkung wäre die Steu-
erung des Agrarsektors über 
eine THG-Quote, wobei die 
Preise der Nahrungsmittel 
entsprechend ihres THG-
Aufwandes gebildet werden.  

Wer muss konkret handeln und 
an wen, z.B. Institutionen oder 
Personen, sind die Forderun-
gen adressiert? Wie könnte ein 
Monitoring zur Überprüfung der 
durchgeführten Maßnahmen 
aussehen? 
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